
Angstkultur, Vetterliwirtschaft
und geringe Konfliktfähigkeit –
daswürdenLehrpersonen ihren
Schulleitungen vorwerfen, wie
der Verein Starke Schule beider
Basel schreibt.DerVerein stützt
sich dabei auf eine selbst durch-
geführteUmfrage.DerVerband
der Schulleiterinnen und Schul-
leiterBasel-Landschaft (VSLBL)
reagiert prompt und zeigt sich
irritiert über die «einseitige und
reisserische» Stossrichtung.
Wegen «methodischen und in-
haltlichen Schwächen» zweifelt
er an den Ergebnissen.

Über tausend
Umfrage-Teilnehmende
Zahlreiche Lehrpersonen hät-
ten von Problemen mit der
Schulleitung berichtet, deswe-
gen habe der Verein die Umfra-
ge gemacht, sagt Charlotte
Höhmann vom Vorstand der
«Starken Schule». 1176 Lehr-
personen hätten teilgenom-
men, knapp zwei Drittel aus
dem Baselbiet, ein Drittel aus
der Stadt.

InFragenzuRespekt,Vertrauen
und Unterstützung zeigen Ant-
worten jeweils rund 70 Prozent
Zustimmung für die Schullei-
tungen beider Basel. Geringer
ist diese hingegen bei Fragen zu
Gleichbehandlung,Machtgefäl-

le und Umgang mit Kritik. Die
«Starke Schule» interpretiert,
dass viele Lehrpersonen ihre
Schulleitungen unterstützend
empfänden bei alltäglichen und
organisatorischen Anliegen.
Konstruktiver Umgang mit Kri-
tik hingegen scheine denVorge-
setztenMühezubereiten.Wenn
Lehrpersonen Kritik nicht oder
nur zurückhaltend äussern
könnten, werde es problema-
tisch – insbesondere vor dem
Hintergrund des Bildungsauf-
trags der Schulen.

In Umfrage sei häufig die
Kommunikation der Schullei-
tung kritisiert worden, steht im
Bericht. Immerwieder seiendie
Begriffe Angstklima,Druck und
Mobbing verwendet worden.
Aus dem Artikel der auf der
Website der «Starken Schule»
geht allerdings nicht hervor,wie
häufig.

Schulleiterverbandweist
Kritik klar von sich
Nicht repräsentativ und unse-
riös sei die Studie, sagt Andreas
Näf, Co-Präsident vom VSLBL.
Es sei nicht klar, wer adressiert

wordensei.Und:«DieResultate
sind undifferenziert und die
Interpretation zugespitzt», sagt
Näf.

Näf verweist auf die anony-
me kantonale Mitarbeitenden-
befragung 2025 und die Audits
an den Schulen. Deren Resulta-
te zeigten eine hohe Zufrieden-
heit der Lehrpersonen und
stammten von unabhängigen
externenStellen.Damitwürden
die Schulleitungen arbeiten.
Wenn jetzt ein intransparenter
Kanal hinzukomme, helfe das
nicht. Falls Probleme bestün-
den, rufe der Verband auf, die
offiziellen Kanäle zu nutzen.

Tobias Binz, Co-Präsident
vom Verband der Schulleiterin-
nenundSchulleiterBasel-Stadt,
sagt: «Wir äussern uns grund-
sätzlich nicht zu Umfragen des
Vereins Starke Schule. Diese
sind unwissenschaftlich, prä-
tentiös, nicht repräsentativ und
nicht transparent.»

Eine neutralere Position
nimmt der Lehrerinnen- und
Lehrerverein Baselland (LVB)
ein. Wie seine Mitglieder zur
Umfrage stünden, könne er
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«Diese
Umfragen
sind nicht
transparent.»

Tobias Binz
Co-Präsident Schulleiter BS

nicht beurteilen, sagt Präsident
Philipp Loretz. Die Überlastung
der LVB-Rechtshilfe zeige aber,
«dass nicht alles in Butter ist».
Die Lehrpersonen kämen zu ih-
nen mit Problemen bei Arbeits-
verträgen, Zielvereinbarungen
oder nicht wahrgenommener
Fürsorgepflicht.

«Starke Schule» ist nicht
unumstritten
Unter den Lehrpersonen der
Region gibt es auch Kreise, die
nicht einverstanden sind mit
der «Starken Schule». Diese
störten sich schon lange an der
Polemik des Vereins, wie der bz
zugetragen wurde. Insbesonde-
re werde negativ empfunden,
dass die vereinseigenen Umfra-
gen als repräsentativ und deren
Ergebnisse als Fakten verkauft
würden, obwohl das nicht gesi-
chert sei.

DerVereinStarkeSchulebe-
zieht häufig Stellung in bil-
dungspolitischenFragen, voral-
lem im Baselbiet, und ist in der
Tendenz reformkritisch. Er ist
keine offizielle Vertretung der
Lehrpersonen.

Man hätte annehmen können,
dass das Sammeln der nötigen
4000 Unterschriften für das
Zustandekommen einer Initia-
tive inBasel-StadtdankdesPro-
mibonusses und der grossen
Aufmerksamkeit ein Leichtes
werden sollte.

Doch dem war nicht so, wie
Komiteepräsident Michael Hug
und Ex-Crossair-Chef Moritz
Suter imRahmen der Übergabe
der Unterschriften an Vize-
Staatsschreiber Marco Greiner
zugaben. «Zu Beginn im De-
zemberwar es harzig.Diemeis-
ten Unterschriften kamen nach
der Fasnacht zustande», verriet
LDP-Grossrat Michal Hug. Die
meistenLeutehätten sich schon
eine Meinung gebildet. «Von
denen, die noch keineMeinung
hatten, konnten wir in den Ge-
sprächen die meisten überzeu-
gen.»

Für Moritz Suter war das
Sammeln der Unterschriften
«harte Arbeit». Er selber habe
aufderStrassemehrerehundert
Gespräche geführt. «Es war
wirklich ein Krampf, die 4000
Unterschriften zu sammeln»,
sagt Suter rückblickend. Eine
gewisse Ernüchterung war dem
ehemaligenCrossair-Patron an-
zumerken. «In meinem Freun-
des- undBekanntenkreis ärgern
sich viele seit Jahren über die
grüne Wand. Viele haben unse-
re Idee aber falsch verstanden
unddachten,mankommekünf-
tig mit dem Tram nicht mehr in
die Innenstadt.»

WährendBaustelle neue
Konzepte testen
Dabei soll gemäss «Go Basel
go!» nur der Perimeter zwi-

Tobias Gfeller schen Barfüsserplatz und
Schifflände tramfrei werden.
FürMoritz Suter ist klar: «In der
Innenstadt müssen Menschen
flanieren, spazieren unddas Le-
ben geniessen. Trams gehören
andiePeripherie,nicht indie In-
nenstadt.»

ÖV-Verband spricht von
einer «Mogelpackung»
Das Initiativkomitee fordert die
Regierung unddenGrossenRat
auf, die Tramsperrung diesen
Sommer infolge der Erneue-
rung der Tramgleise amMarkt-

platz zu nutzen, um neueMobi-
litäts- und Innenstadtkonzepte
zu testen.KomiteepräsidentMi-
chael Hug sieht in der unge-
wöhnlichen Forderung kein Ri-
siko, obwohl die Menschen na-
turgemäss Baustellen als etwas
Negatives empfinden. «Die
Baustelle ist ein Vorgeschmack
auf die Initiative. Man könnte
sie für etwas Positives nutzen.»
Architekt Jacques Herzog, der
zweite bekannte Name ohne
Politikmandat im Initiativkomi-
tee, war bei der Übergabe der
Unterschriften nicht anwesend.

Auch mehrere Monate nach
Lancierung der Initiative bleibt
die Kritik daran gross. Die Inte-
ressengemeinschaft öffentli-
cher Verkehr (IGÖV)Nordwest-
schweiz verschickte am Mitt-
wochmorgen eine scharf
formulierte Stellungnahme.
«Hände weg von dieser teuren
und unsinnigen Initiative, die
nur Nachteile für die Kunden
und Kundinnen des öffentli-
chen Verkehrs bringt», schreibt
Präsident Thomas Noack. Die
vom Initiativkomitee angedeu-
teten alternativen Linienfüh-

rungendesTramsdurchdenPe-
tersgraben und über die Wett-
steinbrücke seien sehr vage.

Die IGÖV erinnert daran,
dass der Marktplatz eine der
meistfrequentierten Haltestel-
len der Region ist. «EinWegfall
dieser zentralen Haltestelle ist
angesichts dieser Frequenzen
eine irrwitzige Idee.» Thomas
Noack bezeichnet die Initiative
«Go Basel go!» als «Mogelpa-
ckung». Die Interessensge-
meinschaft anerkenne aber,
dassdasTramnetz inder Innen-
stadt entlastet werden sollte.

«Viele haben
unsere Idee
aber falsch
verstanden.»

Moritz Suter
Crossair-Gründer

Grosser Rat Das Basler Parla-
ment spricht mit 69 zu 16 Stim-
men für die Umgestaltung des
Riehenrings im Abschnitt
Drahtzugstrasse bis Bromba-
cherstrasse 25,6Millionen Fran-
ken. Velofahrerinnen und Velo-
fahrer sollen durchgehend eige-
ne Fahrstreifen erhalten. Dafür
teilt sich das Tram künftig die
Fahrbahn mit dem motorisier-
ten Verkehr, wobei es priorisiert
werden soll. Zur Beschleuni-
gung des öffentlichen Verkehrs
werden die Tramhaltestellen
«Riehenring» und «Musical-
Theater» zusammengelegt.

Und: Die ÖV-Haltestellen
sollen hindernisfrei gestaltet
werden und nachts Tempo 30
statt 50 eingeführt werden.
Schliesslich sind rund viermal
mehr Grünflächen vorgesehen
und zwölf zusätzliche Bäume.
Dies auf Kosten von zwölf Park-
plätzen. Der Regierungsrat will
diese Sanierung nutzen, «um
den 600 Meter langen Ab-
schnitt aufzuwerten und die
Verkehrsfläche neu aufzutei-
len». Beanstandet wurden sei-
tens Basta Nachteile zu Lasten
desÖVs,weil dieTrams imStau
stehen könnten. (bz)

Hafenbahn 200 Millionen
mehr als gedacht dürfte dieVer-
legung der Hafenbahn kosten.
Das kommunizierte die Basler
Regierung vor drei Wochen.
Zwei Grossrätinnen und ein
Grossrat forderten Antworten
zumKostendebakel. EstherKel-
ler, Vorsteherin des Bau- und
Verkehrsdepartements (BVD)
nahm an der Sitzung vom Mitt-
woch Stellung. Preiskorrektu-
ren in einer solch frühen Pla-
nungsphase seien keine Selten-
heit. Den Vorwurf zu spät
informiert zuhaben,wiessiezu-
rück. Der Entscheid zur Reali-
sierung der Verlegung sei noch
nicht gefällt worden, Keller
sprach daher sogar von «einer
eher frühenKommunikation».

Nicole Strahm-Lavanchy
(LDP) wollte wissen, ob der Re-
gierungsrat die zuständigen
Personen beim BVD als fähig
für ein Projekt dieser Dimen-
sion erachte. Keller antwortete,
dass beim Projekt neben dem
BVD auch das Wirtschaftsde-
partement und das Finanzde-
partement beteiligt seien.

Alle drei Interpellationen
stellten die Frage, inwiefern das
Nein zum Rheintunnel zur Kos-
tensteigerung beigetragen hat.
Es ist eine der Begründungen
des BVD für die Mehrkosten.
Keller nannte die Zahl von 25
Millionen, welche die wegfal-
lenden Synergien durch das
Nein an Mehrkosten verursa-
chen würden. Das sind gerade
einmal 12,5 Prozent der gesam-
tenMehrkosten.

Die zwei Grossrätinnen und
der Grossrat zeigten sich teil-
weise zufrieden oder gar unzu-
friedenmit der Anwort vonKel-
ler.Nachwie vor sei unklar,wie-
so die Kosten derart explodiert
sind. Strahm-Lavanchy sagte
zum Schluss: «Ich sehe bereits
den Todesstoss derHafenbahn-
Verlegung.» (zaz)
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DieUnterschriften für «GoBasel go!» kommen!Getragen vonMitte-Grossrat Franz-Xaver Leonhardt, Ex-
Crossair-Chef Moritz Suter und Kampagnenleiter Joffrey Chadrin. Bild: Kenneth Nars

Polemik oder belastbarer Befund?
Die «Starke Schule» erhebt schwere Vorwürfe gegen die Schulleitungen beider Basel – diese kontern prompt.

«Es war ein Krampf, die Unterschriften zu sammeln»
«GoBasel go!» hat sein Sammelziel erreicht. Bereits jetzt wird aber auch die Kritik amVorhabenwieder laut.

25,6 Millionen für
den Riehenring

Unverständnis für
Mehrkosten


